
RESOLUTION NR. 260 

 

ÄNDERUNG DES ARTIKELS 12 ABSATZ 1 

DES ÜBEREINKOMMENS ZUR ERRICHTUNG DER EUROPÄISCHEN BANK FÜR 

WIEDERAUFBAU UND ENTWICKLUNG, 

UM DIE SATZUNGSMÄSSIGE KAPITALGRENZE DER ORDENTLICHEN 

GESCHÄFTSTÄTIGKEIT AUFZUHEBEN 

 

 

 

DER GOUVERNEURSRAT  ̶ 

 

in Anerkennung der wichtigen Rolle der multilateralen Entwicklungsbanken (MDB) bei der 

Bewältigung vielfacher dringlicher globaler Herausforderungen,  

  

in Anbetracht der tiefgreifenden Veränderungen in der Kapitalmanagementpraxis im Finanzsektor, 

die sich seit dem Inkrafttreten des Übereinkommens am 28. März 1991 ergeben haben,  

  

in dem Wunsch, die bestmögliche Nutzung der Kapitalkraft der Bank zu ermöglichen, um die Bank 

bei der Erreichung der größtmöglichen potentiellen Wirkung in ihren Empfängerländern zu 

unterstützen,  

  

erfreut über die umfassenden Empfehlungen aus der von der G20 durchgeführten unabhängigen 

Überprüfung der Rahmenwerke für angemessene Eigenkapitalausstattung und deren sorgfältige 

Prüfung durch die Bank, einschließlich insbesondere der Empfehlung zur Modernisierung des 

Ansatzes zum Umgang mit der angemessenen Eigenkapitalausstattung seitens der MDB durch 
unter den MDB koordinierte Verlagerung spezifischer Verschuldensbegrenzungen aus den 

Satzungen der MDB in die Rahmenwerke der MDB für angemessene Eigenkapitalausstattung,   

  

nach Prüfung und zustimmender Bewertung des Berichts des Direktoriums mit dem Titel 

„Änderung des Artikels 12 Absatz 1 des Übereinkommens zur Errichtung der Europäischen Bank 

für Wiederaufbau und Entwicklung, um die satzungsmäßige Kapitalgrenze der ordentlichen 

Geschäftstätigkeit aufzuheben“ und der darin enthaltenen Empfehlung zur Billigung einer 

Änderung des Artikels 12 Absatz 1, die satzungsmäßige Kapitalgrenze der ordentlichen 

Geschäftstätigkeit aufzuheben, sowie  

  

mit der Maßgabe, dass das Direktorium als Teil seiner Verantwortung, die finanzielle Solidität und 

Tragfähigkeit der Bank zu schützen, eine angemessene bezifferte Obergrenze für den 

Verschuldungsgrad bei ihrer Geschäftstätigkeit, die die relevanten Kapitalkennziffern 

berücksichtigt und sich innerhalb des Rahmens der Bank für angemessene Eigenkapitalausstattung 

bewegt, aufrechterhält  ̶  

 

beschließt: 

 

1. Der bisherige Wortlaut des Artikels 12 Absatz 1 des Übereinkommens wird gestrichen und 

durch den folgenden neuen Wortlaut ersetzt:  

 

„(1) Das Direktorium legt angemessene Obergrenzen in Bezug auf die Kennziffern zur 

Kapitaladäquanz fest und hält diese aufrecht, um die finanzielle Solidität und Tragfähigkeit der 

Bank zu schützen.“  

 

2. Die Mitglieder der Bank werden gefragt, ob sie die genannte Änderung annehmen, indem sie 

a) eine Urkunde ausfertigen und bei der Bank hinterlegen, aus der hervorgeht, dass das 

betreffende Mitglied die genannte Änderung im Einklang mit seinen Rechtsvorschriften 

angenommen hat, und b) einen für die Bank in Inhalt und Form zufriedenstellenden Nachweis 



erbringen, dass die Änderung angenommen und die Annahmeurkunde im Einklang mit den 

Rechtsvorschriften des betreffenden Mitglieds ausgefertigt und hinterlegt wurde.  

 

3. Die genannte Änderung tritt drei (3) Monate nach dem Datum in Kraft, an dem die Bank ihren 

Mitgliedern förmlich bestätigt hat, dass die in Artikel 56 des Übereinkommens vorgesehenen 

Voraussetzungen für die Annahme der genannten Änderung erfüllt sind. 

  

  

  

  

  

(Angenommen am 18. Mai 2023)  


